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Synopse BauGB 
 
Wortlaut des BauGB 2004 Wortlaut des BauGB ab 01.01.2007 
§ 1 Aufgabe, Begriff und Grundsätze der Bauleitplanung 

(6) Bei der Aufstellung der Bauleitpläne sind insbesondere zu berücksichtigen:  
1 die allgemeinen Anforderungen an gesunde Wohn- und Arbeitsverhältnis-

se und die Sicherheit der Wohn- und Arbeitsbevölkerung, 
2 die Wohnbedürfnisse der Bevölkerung, die Schaffung und Erhaltung sozi-

al stabiler Bewohnerstrukturen, die Eigentumsbildung weiter Kreise der 
Bevölkerung und die Anforderungen Kosten sparenden Bauens sowie die 
Bevölkerungsentwicklung, 

3 die sozialen und kulturellen Bedürfnisse der Bevölkerung, insbesondere 
die Bedürfnisse der Familien, der jungen, alten und behinderten Men-
schen, unterschiedliche Auswirkungen auf Frauen und Männer sowie die 
Belange des Bildungswesens und von Sport, Freizeit und Erholung, 

4 die Erhaltung, Erneuerung, Fortentwicklung, Anpassung und der Umbau 
vorhandener Ortsteile, 

5 die Belange der Baukultur, des Denkmalschutzes und der Denkmalpflege, 
die erhaltenswerten Ortsteile, Straßen und Plätze von geschichtlicher, 
künstlerischer oder städtebaulicher Bedeutung und die Gestaltung des 
Orts- und Landschaftsbildes, 

6 die von den Kirchen und Religionsgesellschaften des öffentlichen Rechts 
festgestellten Erfordernisse für Gottesdienst und Seelsorge, 

7 die Belange des Umweltschutzes, einschließlich des Naturschutzes und 
der Landschaftspflege, insbesondere 
a)die Auswirkungen auf Tiere, Pflanzen, Boden, Wasser, Luft, Klima und 
das Wirkungsgefüge zwischen ihnen sowie die Landschaft und die biolo-
gische Vielfalt, 
b)die Erhaltungsziele und der Schutzzweck der Gebiete von gemein-
schaftlicher Bedeutung und der Europäischen Vogelschutzgebiete im Sin-
ne des Bundesnaturschutzgesetzes, 
c)umweltbezogene Auswirkungen auf den Menschen und seine Gesund-
heit sowie die Bevölkerung insgesamt, 
d)umweltbezogene Auswirkungen auf Kulturgüter und sonstige Sachgüter,
e)die Vermeidung von Emissionen sowie der sachgerechte Umgang mit 
Abfällen und Abwässern, 
f)die Nutzung erneuerbarer Energien sowie die sparsame und effiziente 
Nutzung von Energie, 
g)die Darstellungen von Landschaftsplänen sowie von sonstigen Plänen, 
insbesondere des Wasser-, Abfall- und Immissionsschutzrechts, 
 

(6) Bei der Aufstellung der Bauleitpläne sind insbesondere zu berücksichtigen:  
1 die allgemeinen Anforderungen an gesunde Wohn- und Arbeitsverhältnis-

se und die Sicherheit der Wohn- und Arbeitsbevölkerung, 
2 die Wohnbedürfnisse der Bevölkerung, die Schaffung und Erhaltung sozi-

al stabiler Bewohnerstrukturen, die Eigentumsbildung weiter Kreise der 
Bevölkerung und die Anforderungen Kosten sparenden Bauens sowie die 
Bevölkerungsentwicklung, 

3 die sozialen und kulturellen Bedürfnisse der Bevölkerung, insbesondere 
die Bedürfnisse der Familien, der jungen, alten und behinderten Men-
schen, unterschiedliche Auswirkungen auf Frauen und Männer sowie die 
Belange des Bildungswesens und von Sport, Freizeit und Erholung, 

4 die Erhaltung, Erneuerung, Fortentwicklung, Anpassung und der Umbau 
vorhandener Ortsteile, sowie die Erhaltung und Entwicklung zentraler 
Versorgungsbereiche, 

5 die Belange der Baukultur, des Denkmalschutzes und der Denkmalpflege, 
die erhaltenswerten Ortsteile, Straßen und Plätze von geschichtlicher, 
künstlerischer oder städtebaulicher Bedeutung und die Gestaltung des 
Orts- und Landschaftsbildes,  

6 die von den Kirchen und Religionsgesellschaften des öffentlichen Rechts 
festgestellten Erfordernisse für Gottesdienst und Seelsorge, 

7 die Belange des Umweltschutzes, einschließlich des Naturschutzes und 
der Landschaftspflege, insbesondere 
a)die Auswirkungen auf Tiere, Pflanzen, Boden, Wasser, Luft, Klima und 
das Wirkungsgefüge zwischen ihnen sowie die Landschaft und die biolo-
gische Vielfalt, 
b)die Erhaltungsziele und der Schutzzweck der Gebiete von gemein-
schaftlicher Bedeutung und der Europäischen Vogelschutzgebiete im Sin-
ne des Bundesnaturschutzgesetzes, 
c)umweltbezogene Auswirkungen auf den Menschen und seine Gesund-
heit sowie die Bevölkerung insgesamt, 
d)umweltbezogene Auswirkungen auf Kulturgüter und sonstige Sachgüter, 
e)die Vermeidung von Emissionen sowie der sachgerechte Umgang mit 
Abfällen und Abwässern, 
f)die Nutzung erneuerbarer Energien sowie die sparsame und effiziente 
Nutzung von Energie, 
g)die Darstellungen von Landschaftsplänen sowie von sonstigen Plänen, 
insbesondere des Wasser-, Abfall- und Immissionsschutzrechts, 
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  h)die Erhaltung der bestmöglichen Luftqualität in Gebieten, in denen die 
durch Rechtsverordnung zur Erfüllung von bindenden Beschlüssen der 
Europäischen Gemeinschaften festgelegten Immissionsgrenzwerte nicht 
überschritten werden, 

  i)die Wechselwirkungen zwischen den einzelnen Belangen des 
Umweltschutzes nach den Buchstaben a, c und d, 

8. die Belange 
a)der Wirtschaft, auch ihrer mittelständischen Struktur im Interesse einer 
verbrauchernahen Versorgung der Bevölkerung, 
b)der Land- und Forstwirtschaft, 
c)der Erhaltung, Sicherung und Schaffung von Arbeitsplätzen, 
d)des Post- und Telekommunikationswesens, 
e)der Versorgung, insbesondere mit Energie und Wasser, 
f)der Sicherung von Rohstoffvorkommen, 

9. die Belange des Personen- und Güterverkehrs und der Mobilität der Be-
völkerung, einschließlich des öffentlichen Personennahverkehrs und des 
nicht motorisierten Verkehrs, unter besonderer Berücksichtigung einer auf 
Vermeidung und Verringerung von Verkehr ausgerichteten städtebauli-
chen Entwicklung,  

10. die Belange der Verteidigung und des Zivilschutzes sowie der zivilen 
Anschlussnutzung von Militärliegenschaften,  

11. die Ergebnisse eines von der Gemeinde beschlossenen städtebaulichen 
Entwicklungskonzeptes oder einer von ihr beschlossenen sonstigen städ-
tebaulichen Planung,  

12. die Belange des Hochwasserschutzes. 
 

 
 

h)die Erhaltung der bestmöglichen Luftqualität in Gebieten, in denen die 
durch Rechtsverordnung zur Erfüllung von bindenden Beschlüssen der 
Europäischen Gemeinschaften festgelegten Immissionsgrenzwerte nicht 
überschritten werden,  

i)die Wechselwirkungen zwischen den einzelnen Belangen des Umwelt-
schutzes nach den Buchstaben a, c und d, 

8. die Belange 
a)der Wirtschaft, auch ihrer mittelständischen Struktur im Interesse einer-
verbrauchernahen Versorgung der Bevölkerung, 
b)der Land- und Forstwirtschaft, 
c)der Erhaltung, Sicherung und Schaffung von Arbeitsplätzen, 
d)des Post- und Telekommunikationswesens, 
e)der Versorgung, insbesondere mit Energie und Wasser, 
f)der Sicherung von Rohstoffvorkommen, 

9. die Belange des Personen- und Güterverkehrs und der Mobilität der Be-
völkerung, einschließlich des öffentlichen Personennahverkehrs und des 
nicht motorisierten Verkehrs, unter besonderer Berücksichtigung einer auf 
Vermeidung und Verringerung von Verkehr ausgerichteten städtebauli-
chen Entwicklung,  

10. die Belange der Verteidigung und des Zivilschutzes sowie der zivilen 
Anschlussnutzung von Militärliegenschaften,  

11. die Ergebnisse eines von der Gemeinde beschlossenen städtebauli-
chen Entwicklungskonzeptes oder einer von ihr beschlossenen sonstigen 
städtebaulichen Planung, 

12. die Belange des Hochwasserschutzes.  

§ 2 Aufstellung der Bauleitpläne 

(4)     Für die Belange des Umweltschutzes nach § 1 Abs. 6 Nr. 7 und § 1a wird 
eine Umweltprüfung durchgeführt, in der die voraussichtlichen erheblichen 
Umweltauswirkungen ermittelt werden und in einem Umweltbericht be-
schrieben und bewertet werden; die Anlage zu diesem Gesetzbuch ist an-
zuwenden. Die Gemeinde legt dazu für jeden Bauleitplan fest, in welchem 
Umfang und Detaillierungsgrad die Ermittlung der Belange für die Abwä-
gung erforderlich ist.  

 

(4) Für die Belange des Umweltschutzes nach § 1 Abs. 6 Nr. 7 und § 1a wird 
eine Umweltprüfung durchgeführt, in der die voraussichtlichen erheblichen 
Umweltauswirkungen ermittelt werden und in einem Umweltbericht be-
schrieben und bewertet werden; die Anlage 1 zu diesem Gesetzbuch ist 
anzuwenden. Die Gemeinde legt dazu für jeden Bauleitplan fest, in wel-
chem Umfang und Detaillierungsgrad die Ermittlung der Belange für die 
Abwägung erforderlich ist.  
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         Die Umweltprüfung bezieht sich auf das, was nach gegenwärtigem Wis-
sensstand und allgemein anerkannten Prüfmethoden sowie nach Inhalt 
und Detaillierungsgrad des Bauleitplans angemessenerweise verlangt 
werden kann. Das Ergebnis der Umweltprüfung ist in der Abwägung zu 
berücksichtigen. Wird eine Umweltprüfung für das Plangebiet oder für Tei-
le davon in einem Raumordnungs-, Flächennutzungs- oder Bebauungs-
planverfahren durchgeführt, soll die Umweltprüfung in einem zeitlich nach-
folgend oder gleichzeitig durchgeführten Bauleitplanverfahren auf zusätz-
liche oder andere erhebliche Umweltauswirkungen beschränkt werden. 
Liegen Landschaftspläne oder sonstige Pläne nach § 1 Abs. 6 Nr. 7 
Buchstabe g vor, sind deren Bestandsaufnahmen und Bewertungen in der 
Umweltprüfung heranzuziehen. 

      Die Umweltprüfung bezieht sich auf das, was nach gegenwärtigem Wis-
sensstand und allgemein anerkannten Prüfmethoden sowie nach Inhalt 
und Detaillierungsgrad des Bauleitplans angemessenerweise verlangt 
werden kann. Das Ergebnis der Umweltprüfung ist in der Abwägung zu 
berücksichtigen. Wird eine Umweltprüfung für das Plangebiet oder für Tei-
le davon in einem Raumordnungs-, Flächennutzungs- oder Bebauungs-
planverfahren durchgeführt, soll die Umweltprüfung in einem zeitlich nach-
folgend oder gleichzeitig durchgeführten Bauleitplanverfahren auf zusätz-
liche oder andere erhebliche Umweltauswirkungen beschränkt werden. 
Liegen Landschaftspläne oder sonstige Pläne nach § 1 Abs. 6 Nr. 7 
Buchstabe g vor, sind deren Bestandsaufnahmen und Bewertungen in der 
Umweltprüfung heranzuziehen. 

§ 2a Begründung zum Bauleitplanentwurf, Umweltbericht 

Die Gemeinde hat im Aufstellungsverfahren dem Entwurf des Bauleitplans 
eine Begründung beizufügen. In ihr sind entsprechend dem Stand des 
Verfahrens 1.die Ziele, Zwecke und wesentlichen Auswirkungen des Bau-
leitplans und 2.in dem Umweltbericht nach der Anlage zu diesem Gesetz-
buch die auf Grund der Umweltprüfung nach § 2 Abs. 4 ermittelten und 
bewerteten Belange des Umweltschutzes darzulegen. Der Umweltbericht 
bildet einen gesonderten Teil der Begründung. 

Die Gemeinde hat im Aufstellungsverfahren dem Entwurf des Bauleitplans 
eine Begründung beizufügen. In ihr sind entsprechend dem Stand des 
Verfahrens 1.die Ziele, Zwecke und wesentlichen Auswirkungen des Bau-
leitplans und 2.in dem Umweltbericht nach der Anlage 1 zu diesem Ge-
setzbuch die auf Grund der Umweltprüfung nach § 2 Abs. 4 ermittelten 
und bewerteten Belange des Umweltschutzes darzulegen. Der Umweltbe-
richt bildet einen gesonderten Teil der Begründung. 

§ 3 Beteiligung der Öffentlichkeit 

(1)   Die Öffentlichkeit ist möglichst frühzeitig über die allgemeinen Ziele und 
Zwecke der Planung, sich wesentlich unterscheidende Lösungen, die für die 
Neugestaltung oder Entwicklung eines Gebiets in Betracht kommen, und die 
voraussichtlichen Auswirkungen der Planung öffentlich zu unterrichten; ihr 
ist Gelegenheit zur Äußerung und Erörterung zu geben.  

      Von der Unterrichtung und Erörterung kann abgesehen werden, wenn 
      1.ein Bebauungsplan aufgestellt oder aufgehoben wird und sich dies auf das 

Plangebiet und die Nachbargebiete nicht oder nur unwesentlich auswirkt 
oder 2.die Unterrichtung und Erörterung bereits zuvor auf anderer Grundla-
ge erfolgt sind.  

     An die Unterrichtung und Erörterung schließt sich das Verfahren nach Absatz 
2 auch an, wenn die Erörterung zu einer Änderung der Planung führt.  

 

(1) Die Öffentlichkeit ist möglichst frühzeitig über die allgemeinen Ziele und 
Zwecke der Planung, sich wesentlich unterscheidende Lösungen, die für 
die Neugestaltung oder Entwicklung eines Gebiets in Betracht kommen, 
und die voraussichtlichen Auswirkungen der Planung öffentlich zu unter-
richten; ihr ist Gelegenheit zur Äußerung und Erörterung zu geben.  

     Von der Unterrichtung und Erörterung kann abgesehen werden, wenn 
     1.ein Bebauungsplan aufgestellt oder aufgehoben wird und sich dies 

auf das Plangebiet und die Nachbargebiete nicht oder nur unwesent-
lich auswirkt oder 2.die Unterrichtung und Erörterung bereits zuvor 
auf anderer Grundlage erfolgt sind. 

     An die Unterrichtung und Erörterung schließt sich das Verfahren nach 
Absatz 2 auch an, wenn die Erörterung zu einer Änderung der Pla-
nung führt.  
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 (2)  Die Entwürfe der Bauleitpläne sind mit der Begründung und den nach Ein-
schätzung der Gemeinde wesentlichen, bereits vorliegenden umweltbezo-
genen Stellungnahmen für die Dauer eines Monats öffentlich auszulegen. 
Ort und Dauer der Auslegung sowie Angaben dazu, welche Arten umwelt-
bezogener Informationen verfügbar sind, sind mindestens eine Woche vor-
her ortsüblich bekannt zu machen; dabei ist darauf hinzuweisen, dass Stel-
lungnahmen während der Auslegungsfrist abgegeben werden können, dass 
nicht fristgerecht abgegebene Stellungnahmen bei der Beschlussfassung 
über den Bauleitplan unberücksichtigt bleiben können. Die nach § 4 Abs. 2 
Beteiligten sollen von der Auslegung benachrichtigt werden. Die fristgemäß 
abgegebenen Stellungnahmen sind zu prüfen; das Ergebnis ist mitzuteilen. 
Haben mehr als 50 Personen Stellungnahmen mit im Wesentlichen glei-
chem Inhalt abgegeben, kann die Mitteilung dadurch ersetzt werden, dass 
diesen Personen die Einsicht in das Ergebnis ermöglicht wird; die Stelle, bei 
der das Ergebnis der Prüfung während der Dienststunden eingesehen wer-
den kann, ist ortsüblich bekannt zu machen. Bei der Vorlage der Bauleitplä-
ne nach § 6 oder § 10 Abs. 2 sind die nicht berücksichtigten Stellungnah-
men mit einer Stellungnahme der Gemeinde beizufügen. 

 (2) Die Entwürfe der Bauleitpläne sind mit der Begründung und den nach 
Einschätzung der Gemeinde wesentlichen, bereits vorliegenden umwelt-
bezogenen Stellungnahmen für die Dauer eines Monats öffentlich auszu-
legen. Ort und Dauer der Auslegung sowie Angaben dazu, welche Arten 
umweltbezogener Informationen verfügbar sind, sind mindestens eine 
Woche vorher ortsüblich bekannt zu machen; dabei ist darauf hinzuwei-
sen, dass Stellungnahmen während der Auslegungsfrist abgegeben 
werden können, dass nicht fristgerecht abgegebene Stellungnahmen bei 
der Beschlussfassung über den Bauleitplan unberücksichtigt bleiben 
können und, bei Aufstellung eines Bebauungsplans, dass ein Antrag 
nach § 47 der Verwaltungsgerichtsordnung unzulässig ist, soweit 
mit ihm Einwendungen geltend gemacht werden, die vom An-
tragsteller im Rahmen der Auslegung nicht oder verspätet geltend 
gemacht wurden, aber hätten geltend gemacht werden können. Die 
nach § 4 Abs. 2 Beteiligten sollen von der Auslegung benachrichtigt wer-
den. Die fristgemäß abgegebenen Stellungnahmen sind zu prüfen; das 
Ergebnis ist mitzuteilen. Haben mehr als 50 Personen Stellungnahmen 
mit im Wesentlichen gleichem Inhalt abgegeben, kann die Mitteilung da-
durch ersetzt werden, dass diesen Personen die Einsicht in das Ergebnis 
ermöglicht wird; die Stelle, bei der das Ergebnis der Prüfung während 
der Dienststunden eingesehen werden kann, ist ortsüblich bekannt zu 
machen. Bei der Vorlage der Bauleitpläne nach § 6 oder § 10 Abs. 2 sind 
die nicht berücksichtigten Stellungnahmen mit einer Stellungnahme der 
Gemeinde beizufügen. 

§ 4 Beteiligung der Behörden 
§ 4a Gemeinsame Vorschriften zur Beteiligung 
(5) Bei Bauleitplänen, die erhebliche Auswirkungen auf Nachbarstaaten haben 

können, sind die Gemeinden und Behörden des Nachbarstaates nach den 
Grundsätzen der Gegenseitigkeit und Gleichwertigkeit zu unterrichten. Ab-
weichend von Satz 1 ist bei Bauleitplänen, die erhebliche Umweltauswir-
kungen auf einen anderen Staat haben können, dieser nach den Vorschrif-
ten des Gesetzes über die Umweltverträglichkeitsprüfung zu beteiligen; für 
die Stellungnahmen der Öffentlichkeit und Behörden des anderen Staates, 
einschließlich der Rechtsfolgen nicht rechtzeitig abgegebener Stellungnah-
men, sind abweichend von den Vorschriften des Gesetzes über die Umwelt-
verträglichkeitsprüfung die Vorschriften dieses Gesetzbuchs entsprechend 
anzuwenden. 

 
 

(5) Bei Bauleitplänen, die erhebliche Auswirkungen auf Nachbarstaaten ha-
ben können, sind die Gemeinden und Behörden des Nachbarstaates 
nach den Grundsätzen der Gegenseitigkeit und Gleichwertigkeit zu un-
terrichten. Abweichend von Satz 1 ist bei Bauleitplänen, die erhebliche 
Umweltauswirkungen auf einen anderen Staat haben können, dieser 
nach den Vorschriften des Gesetzes über die Umweltverträglichkeitsprü-
fung zu beteiligen; für die Stellungnahmen der Öffentlichkeit und Behör-
den des anderen Staates, einschließlich der Rechtsfolgen nicht rechtzei-
tig abgegebener Stellungnahmen, sind abweichend von den Vorschriften 
des Gesetzes über die Umweltverträglichkeitsprüfung die Vorschriften 
dieses Gesetzbuchs entsprechend anzuwenden. Ist bei Bauleitplänen 
eine grenzüberschreitende Beteiligung nach Satz 2 erforderlich, ist 
hierauf bei der Bekanntmachung nach § 3 Abs. 2 Satz 2 hinzuwei-
sen. 
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§ 4c Überwachung 
Die Gemeinden überwachen die erheblichen Umweltauswirkungen, die auf 
Grund der Durchführung der Bauleitpläne eintreten, um insbesondere un-
vorhergesehene nachteilige Auswirkungen frühzeitig zu ermitteln und in der 
Lage zu sein, geeignete Maßnahmen zur Abhilfe zu ergreifen. Sie nutzen 
dabei die im Umweltbericht nach Nummer 3 Buchstabe b der Anlage  zu 
diesem Gesetzbuch angegebenen Überwachungsmaßnahmen und die In-
formationen der Behörden nach § 4 Abs. 3. 

Die Gemeinden überwachen die erheblichen Umweltauswirkungen, die 
auf Grund der Durchführung der Bauleitpläne eintreten, um insbesondere 
unvorhergesehene nachteilige Auswirkungen frühzeitig zu ermitteln und in 
der Lage zu sein, geeignete Maßnahmen zur Abhilfe zu ergreifen. Sie 
nutzen dabei die im Umweltbericht nach Nummer 3 Buchstabe b der An-
lage 1 zu diesem Gesetzbuch angegebenen Überwachungsmaßnahmen 
und die Informationen der Behörden nach § 4 Abs. 3. 

§ 5 Inhalt des Flächennutzungsplans 
(1) Im Flächennutzungsplan ist für das ganze Gemeindegebiet die sich aus der 

beabsichtigten städtebaulichen Entwicklung ergebende Art der Bodennut-
zung nach den voraussehbaren Bedürfnissen der Gemeinde in den Grund-
zügen darzustellen. Aus dem Flächennutzungsplan können Flächen und 
sonstige Darstellungen ausgenommen werden, wenn dadurch die nach Satz 
1 darzustellenden Grundzüge nicht berührt werden und die Gemeinde be-
absichtigt, die Darstellung zu einem späteren Zeitpunkt vorzunehmen; in der 
Begründung sind die Gründe hierfür darzulegen. Der Flächennutzungsplan 
soll spätestens 15 Jahre nach seiner erstmaligen oder erneuten Aufstellung 
überprüft, und, soweit nach § 1 Abs. 3 Satz 1 erforderlich, geändert, ergänzt 
oder neu aufgestellt werden.  

(1)  Im Flächennutzungsplan ist für das ganze Gemeindegebiet die sich aus der 
beabsichtigten städtebaulichen Entwicklung ergebende Art der Bodennut-
zung nach den voraussehbaren Bedürfnissen der Gemeinde in den 
Grundzügen darzustellen. Aus dem Flächennutzungsplan können Flächen 
und sonstige Darstellungen ausgenommen werden, wenn dadurch die 
nach Satz 1 darzustellenden Grundzüge nicht berührt werden und die 
Gemeinde beabsichtigt, die Darstellung zu einem späteren Zeitpunkt vor-
zunehmen; in der Begründung sind die Gründe hierfür darzulegen. Der 
Flächennutzungsplan soll spätestens 15 Jahre nach seiner erstmaligen 
oder erneuten Aufstellung überprüft, und, soweit nach § 1 Abs. 3 Satz 1 
erforderlich, geändert, ergänzt oder neu aufgestellt werden. 

§ 9 Inhalt des Bebauungsplans 
(1) Im Bebauungsplan können aus städtebaulichen Gründen festgesetzt wer-

den: 
1. die Art und das Maß der baulichen Nutzung; 
2. die Bauweise, die überbaubaren und die nicht überbaubaren Grund-
stücksflächen sowie die Stellung der baulichen Anlagen;  
3. für die Größe, Breite und Tiefe der Baugrundstücke Mindestmaße und 
aus Gründen des sparsamen und schonenden Umgangs mit Grund und Bo-
den für Wohnbaugrundstücke auch Höchstmaße; 
4. die Flächen für Nebenanlagen, die auf Grund anderer Vorschriften für die 
Nutzung von Grundstücken erforderlich sind, wie Spiel-, Freizeit- und Erho-
lungsflächen sowie die Flächen für Stellplätze und Garagen mit ihren Ein-
fahrten; 
5. die Flächen für den Gemeinbedarf sowie für Sport- und Spielanlagen; 
6. die höchstzulässige Zahl der Wohnungen in Wohngebäuden; 
7. die Flächen, auf denen ganz oder teilweise nur Wohngebäude, die mit 
Mitteln der sozialen Wohnraumförderung gefördert werden könnten, errich-
tet werden dürfen; 
 
 

(1) Im Bebauungsplan können aus städtebaulichen Gründen festgesetzt wer-
den: 
1. die Art und das Maß der baulichen Nutzung; 
2. die Bauweise, die überbaubaren und die nicht überbaubaren Grund-
stücksflächen sowie die Stellung der baulichen Anlagen; 
2a. vom Bauordnungsrecht abweichende Maße der Tiefe der Ab-
standsflächen; 
3. für die Größe, Breite und Tiefe der Baugrundstücke Mindestmaße und 
aus Gründen des sparsamen und schonenden Umgangs mit Grund und 
Boden für Wohnbaugrundstücke auch Höchstmaße; 
4. die Flächen für Nebenanlagen, die auf Grund anderer Vorschriften für 
die Nutzung von Grundstücken erforderlich sind, wie Spiel-, Freizeit- und 
Erholungsflächen sowie die Flächen für Stellplätze und Garagen mit ihren 
Einfahrten; 
5. die Flächen für den Gemeinbedarf sowie für Sport- und Spielanlagen; 
6. die höchstzulässige Zahl der Wohnungen in Wohngebäuden; 
7. die Flächen, auf denen ganz oder teilweise nur Wohngebäude, die mit 
Mitteln der sozialen Wohnraumförderung gefördert werden könnten, er-
richtet werden dürfen; 
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8. einzelne Flächen, auf denen ganz oder teilweise nur Wohngebäude er-
richtet werden dürfen, die für Personengruppen mit besonderem Wohnbe-
darf bestimmt sind; 
9. der besondere Nutzungszweck von Flächen; 
10. die Flächen, die von der Bebauung freizuhalten sind, und ihre Nutzung; 
11. die Verkehrsflächen sowie Verkehrsflächen besonderer Zweckbestim-
mung, wie Fußgängerbereiche, Flächen für das Parken von Fahrzeugen, 
Flächen für das Abstellen von Fahrrädern sowie den Anschluss anderer 
Flächen an die Verkehrsflächen; die Flächen können auch als öffentliche 
oder private Flächen festgesetzt werden; 
12. die Versorgungsflächen; 
13. die Führung von oberirdischen oder unterirdischen Versorgungsanlagen 
und -leitungen; 
14. die Flächen für die Abfall- und Abwasserbeseitigung, einschließlich der 
Rückhaltung und Versickerung von Niederschlagswasser, sowie für Ablage-
rungen; 
15. die öffentlichen und privaten Grünflächen, wie Parkanlagen, Dauerklein-
gärten, Sport-, Spiel-, Zelt- und Badeplätze, Friedhöfe; 
16. die Wasserflächen sowie die Flächen für die Wasserwirtschaft, für Hoch-
wasserschutzanlagen und für die Regelung des Wasserabflusses; 
17. die Flächen für Aufschüttungen, Abgrabungen oder für die Gewinnung 
von Steinen, Erden und anderen Bodenschätzen; 
18. a)die Flächen für die Landwirtschaft und b)Wald; 
19. die Flächen für die Errichtung von Anlagen für die Kleintierhaltung wie 
Ausstellungs- und Zuchtanlagen, Zwinger, Koppeln und dergleichen; 
20. die Flächen oder Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwick-
lung von Boden, Natur und Landschaft; 
21. die mit Geh-, Fahr- und Leitungsrechten zugunsten der Allgemeinheit, 
eines Erschließungsträgers oder eines beschränkten Personenkreises zu 
belastenden Flächen; 
22. die Flächen für Gemeinschaftsanlagen für bestimmte räumliche Berei-
che wie Kinderspielplätze, Freizeiteinrichtungen, Stellplätze und Garagen; 
23. Gebiete, in denen 

a)zum Schutz vor schädlichen Umwelteinwirkungen im Sinne des Bun-
des-Immissionsschutzgesetzes bestimmte Luft verunreinigende Stoffe 
nicht oder nur beschränkt verwendet werden dürfen, 

b)bei der Errichtung von Gebäuden bestimmte bauliche Maßnah-
men für den Einsatz erneuerbarer Energien wie insbesondere So-
larenergie getroffen werden müssen; 

 
 
 

8. einzelne Flächen, auf denen ganz oder teilweise nur Wohngebäude er-
richtet werden dürfen, die für Personengruppen mit besonderem Wohn-
bedarf bestimmt sind; 
9. der besondere Nutzungszweck von Flächen; 
10. die Flächen, die von der Bebauung freizuhalten sind, und ihre Nut-
zung; 
11. die Verkehrsflächen sowie Verkehrsflächen besonderer Zweckbe-
stimmung, wie Fußgängerbereiche, Flächen für das Parken von Fahrzeu-
gen, Flächen für das Abstellen von Fahrrädern sowie den Anschluss an-
derer Flächen an die Verkehrsflächen; die Flächen können auch als öf-
fentliche oder private Flächen festgesetzt werden; 
12. die Versorgungsflächen; 
13. die Führung von oberirdischen oder unterirdischen Versorgungsanla-
gen und -leitungen; 
14. die Flächen für die Abfall- und Abwasserbeseitigung, einschließlich 
der Rückhaltung und Versickerung von Niederschlagswasser, sowie für 
Ablagerungen; 
15. die öffentlichen und privaten Grünflächen, wie Parkanlagen, Dauer-
kleingärten, Sport-, Spiel-, Zelt- und Badeplätze, Friedhöfe; 
16. die Wasserflächen sowie die Flächen für die Wasserwirtschaft, für 
Hochwasserschutzanlagen und für die Regelung des Wasserabflusses;  
17. die Flächen für Aufschüttungen, Abgrabungen oder für die Gewinnung 
von Steinen, Erden und anderen Bodenschätzen; 
18. a)die Flächen für die Landwirtschaft und b)Wald; 
19. die Flächen für die Errichtung von Anlagen für die Kleintierhaltung wie 
Ausstellungs- und Zuchtanlagen, Zwinger, Koppeln und dergleichen; 
20. die Flächen oder Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Ent-
wicklung von Boden, Natur und Landschaft; 
21. die mit Geh-, Fahr- und Leitungsrechten zugunsten der Allgemeinheit, 
eines Erschließungsträgers oder eines beschränkten Personenkreises zu 
belastenden Flächen; 
22. die Flächen für Gemeinschaftsanlagen für bestimmte räumliche Berei-
che wie Kinderspielplätze, Freizeiteinrichtungen, Stellplätze und Garagen; 
23. Gebiete, in denen 
a)zum Schutz vor schädlichen Umwelteinwirkungen im Sinne des Bun-
des-Immissionsschutzgesetzes bestimmte Luft verunreinigende Stoffe 
nicht oder nur beschränkt verwendet werden dürfen, 
b)bei der Errichtung von Gebäuden bestimmte bauliche Maßnah-
men für den Einsatz erneuerbarer Energien wie insbesondere So-
larenergie getroffen werden müssen; 
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24. die von der Bebauung freizuhaltenden Schutzflächen und ihre Nutzung, die 
Flächen für besondere Anlagen und Vorkehrungen zum Schutz vor schädli-
chen Umwelteinwirkungen und sonstigen Gefahren im Sinne des Bundes-
Immissionsschutzgesetzes sowie die zum Schutz vor solchen Einwirkungen 
oder zur Vermeidung oder Minderung solcher Einwirkungen zu treffenden 
baulichen und sonstigen technischen Vorkehrungen;  
25. für einzelne Flächen oder für ein Bebauungsplangebiet oder Teile davon 
sowie für Teile baulicher Anlagen mit Ausnahme der für landwirtschaftliche 
Nutzungen oder Wald festgesetzten Flächen 
a)das Anpflanzen von Bäumen, Sträuchern und sonstigen Bepflanzungen,  
b)Bindungen für Bepflanzungen und für die Erhaltung von Bäumen, Sträu-
chern und sonstigen Bepflanzungen sowie von Gewässern; 
26. die Flächen für Aufschüttungen, Abgrabungen und Stützmauern, soweit 
sie zur Herstellung des Straßenkörpers erforderlich sind. 

24. die von der Bebauung freizuhaltenden Schutzflächen und ihre Nutzung, die 
Flächen für besondere Anlagen und Vorkehrungen zum Schutz vor schädlichen 
Umwelteinwirkungen und sonstigen Gefahren im Sinne des Bundes-
Immissionsschutzgesetzes sowie die zum Schutz vor solchen Einwirkungen 
oder zur Vermeidung oder Minderung solcher Einwirkungen zu treffenden bau-
lichen und sonstigen technischen Vorkehrungen; 
25. für einzelne Flächen oder für ein Bebauungsplangebiet oder Teile davon 
sowie für Teile baulicher Anlagen mit Ausnahme der für landwirtschaftliche 
Nutzungen oder Wald festgesetzten Flächen 
a)das Anpflanzen von Bäumen, Sträuchern und sonstigen Bepflanzungen,  
b)Bindungen für Bepflanzungen und für die Erhaltung von Bäumen, Sträuchern 
und sonstigen Bepflanzungen sowie von Gewässern; 
26. die Flächen für Aufschüttungen, Abgrabungen und Stützmauern, soweit sie 
zur Herstellung des Straßenkörpers erforderlich sind. 

(2) Im Bebauungsplan kann in besonderen Fällen festgesetzt werden, dass be-
stimmte der in ihm festgesetzten baulichen und sonstigen Nutzungen und 
Anlagen nur 
1. für einen bestimmten Zeitraum zulässig oder 
2. bis zum Eintritt bestimmter Umstände zulässig oder unzulässig sind. Die 
Folgenutzung soll festgesetzt werden. 
 

(2) Im Bebauungsplan kann in besonderen Fällen festgesetzt werden, dass be-
stimmte der in ihm festgesetzten baulichen und sonstigen Nutzungen und 
Anlagen nur 
1. für einen bestimmten Zeitraum zulässig oder 
2. bis zum Eintritt bestimmter Umstände zulässig oder unzulässig sind. 
Die Folgenutzung soll festgesetzt werden. 
(2a) Für im Zusammenhang bebaute Ortsteile (§ 34) kann zur Erhal-
tung oder Entwicklung zentraler Versorgungsbereiche, auch im Inte-
resse einer verbrauchernahen Versorgung der Bevölkerung und der 
Innenentwicklung der Gemeinden, in einem Bebauungsplan festge-
setzt werden, dass nur bestimmte Arten der nach § 34 Abs. 1 und 2 
zulässigen baulichen Nutzungen zulässig oder nicht zulässig sind 
oder nur ausnahmsweise zugelassen werden können; die Festset-
zungen können für Teile des räumlichen Geltungsbereichs des Be-
bauungsplans unterschiedlich getroffen werden. Dabei ist insbeson-
dere ein hierauf bezogenes städtebauliches Entwicklungskonzept im 
Sinne des § 1 Abs. 6 Nr. 11 zu berücksichtigen, das Aussagen über 
die zu erhaltenden oder zu entwickelnden zentralen Versorgungsbe-
reiche der Gemeinde oder eines Gemeindeteils enthält. In den zu er-
haltenden oder zu entwickelnden zentralen Versorgungsbereichen 
sollen die planungsrechtlichen Voraussetzungen für Vorhaben, die 
diesen Versorgungsbereichen dienen, nach § 30 oder § 34 vorhan-
den oder durch einen Bebauungsplan, dessen Aufstellung förmlich 
eingeleitet ist, vorgesehen sein. 
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§ 9a Verordnungsermächtigung 

Das Bundesministerium für Verkehr, Bau- und Wohnungswesen wird 
ermächtigt, mit Zustimmung des Bundesrates durch Rechtsverordnung 
Vorschriften zu erlassen über  
1.  Darstellungen und Festsetzungen in den Bauleitplänen über 

a)die Art der baulichen Nutzung, 
b)das Maß der baulichen Nutzung und seine Berechnung, 
c)die Bauweise sowie die überbaubaren und die nicht überbaubaren Grund-
stücksflächen; 

2. die in den Baugebieten zulässigen baulichen und sonstigen Anlagen; 
3. die Zulässigkeit der Festsetzung nach Maßgabe des § 9 Abs. 3 über ver-

schiedenartige Baugebiete oder verschiedenartige in den Baugebieten zu-
lässige bauliche und sonstige Anlagen; 
4.die Ausarbeitung der Bauleitpläne einschließlich der dazugehörigen Unter-
lagen sowie über die Darstellung des Planinhalts, insbesondere über die 
dabei zu verwendenden Planzeichen und ihre Bedeutung. 

Das Bundesministerium für Verkehr, Bau und Stadtentwicklung 
wird ermächtigt, mit Zustimmung des Bundesrates durch Rechtsver-
ordnung Vorschriften zu erlassen über  
1.Darstellungen und Festsetzungen in den Bauleitplänen über 
a)die Art der baulichen Nutzung, 
b)das Maß der baulichen Nutzung und seine Berechnung, 
c)die Bauweise sowie die überbaubaren und die nicht überbaubaren Grund-

stücksflächen; 
2.die in den Baugebieten zulässigen baulichen und sonstigen Anlagen; 
3.die Zulässigkeit der Festsetzung nach Maßgabe des § 9 Abs. 3 über ver-

schiedenartige Baugebiete oder verschiedenartige in den Baugebieten 
zulässige bauliche und sonstige Anlagen; 

4.die Ausarbeitung der Bauleitpläne einschließlich der dazugehörigen Unter-
lagen sowie über die Darstellung des Planinhalts, insbesondere über die 
dabei zu verwendenden Planzeichen und ihre Bedeutung. 

§ 12 Vorhaben- und Erschließungsplan 

(3) Der Vorhaben- und Erschließungsplan wird Bestandteil des vorhabenbezo-
genen Bebauungsplans. Im Bereich des Vorhaben- und Erschließungsplans 
ist die Gemeinde bei der Bestimmung der Zulässigkeit der Vorhaben nicht 
an die Festsetzungen nach § 9 und nach der auf Grund von § 9a erlassenen 
Verordnung gebunden; die §§ 14 bis 18, 22 bis 28, 39 bis 79, 127 bis 135c 
sind nicht anzuwenden. Soweit der vorhabenbezogene Bebauungsplan 
auch im Bereich des Vorhaben- und Erschließungsplans Festsetzungen 
nach § 9 für öffentliche Zwecke trifft, kann gemäß § 85 Abs. 1 Nr. 1 enteig-
net werden.  

 

(3) Der Vorhaben- und Erschließungsplan wird Bestandteil des vorhabenbezo-
genen Bebauungsplans. Im Bereich des Vorhaben- und Erschließungsplans 
ist die Gemeinde bei der Bestimmung der Zulässigkeit der Vorhaben nicht 
an die Festsetzungen nach § 9 und nach der auf Grund von § 9a erlassenen 
Verordnung gebunden; die §§ 14 bis 18, 22 bis 28, 39 bis 79, 127 bis 135c 
sind nicht anzuwenden. Soweit der vorhabenbezogene Bebauungsplan 
auch im Bereich des Vorhaben- und Erschließungsplans Festsetzungen 
nach § 9 für öffentliche Zwecke trifft, kann gemäß § 85 Abs. 1 Nr. 1 enteig-
net werden.  

(3a) Wird in einem vorhabenbezogenen Bebauungsplan für den Bereich 
des Vorhaben- und Erschließungsplans durch Festsetzung eines Bau-
gebiets auf Grund der Baunutzungsverordnung oder auf sonstige Wei-
se eine bauliche oder sonstige Nutzung allgemein festgesetzt, ist unter 
entsprechender Anwendung des § 9 Abs. 2 festzusetzen, dass im 
Rahmen der festgesetzten Nutzungen nur solche Vorhaben zulässig 
sind, zu deren Durchführung sich der Vorhabenträger im Durchfüh-
rungsvertrag verpflichtet. Änderungen des Durchführungsvertrags o-
der der Abschluss eines neuen Durchführungsvertrags sind zulässig. 
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§ 13 Vereinfachtes Verfahren 
(1) Werden durch die Änderung oder Ergänzung eines Bauleitplans die 

Grundzüge der Planung nicht berührt oder wird durch die Aufstellung 
eines Bebauungsplans in einem Gebiet nach § 34 der sich aus der 
vorhandenen Eigenart der näheren Umgebung ergebende Zulässig-
keitsmaßstab nicht wesentlich verändert, kann die Gemeinde das ver-
einfachte Verfahren anwenden, wenn 
1.die Zulässigkeit von Vorhaben, die einer Pflicht zur Durchführung 
einer Umweltverträglichkeitsprüfung nach Anlage 1 zum Gesetz über die 
Umweltverträglichkeitsprüfung oder nach Landesrecht unterliegen, nicht 
vorbereitet oder begründet wird und  
2.keine Anhaltspunkte für eine Beeinträchtigung der in § 1 Abs. 6 Nr. 7 
Buchstabe b genannten Schutzgüter bestehen. 

 
(2) Im vereinfachten Verfahren kann 

1.von der frühzeitigen Unterrichtung und Erörterung nach § 3 Abs. 1 und 
§ 4 Abs. 1 abgesehen werden, 
2.der betroffenen Öffentlichkeit Gelegenheit zur Stellungnahme innerhalb 
angemessener Frist gegeben oder wahlweise die Auslegung nach § 3 
Abs. 2 durchgeführt werden, 
3.den berührten Behörden und sonstigen Trägern öffentlicher Belange Ge-
legenheit zur Stellungnahme innerhalb angemessener Frist gegeben oder 
wahlweise die Beteiligung nach § 4 Abs. 2 durchgeführt werden. 

(3) Im vereinfachten Verfahren wird von der Umweltprüfung nach § 2 Abs. 4, 
von dem Umweltbericht nach § 2a, von der Angabe nach § 3 Abs. 2 Satz 2, 
welche Arten umweltbezogener Informationen verfügbar sind, abgesehen; § 
4c ist nicht anzuwenden. Bei der Beteiligung nach Absatz 2 Nr. 2 ist darauf 
hinzuweisen, dass von einer Umweltprüfung abgesehen wird. 

(1) Werden durch die Änderung oder Ergänzung eines Bauleitplans die 
Grundzüge der Planung nicht berührt oder wird durch die Aufstellung 
eines Bebauungsplans in einem Gebiet nach § 34 der sich aus der 
vorhandenen Eigenart der näheren Umgebung ergebende Zulässig-
keitsmaßstab nicht wesentlich verändert oder enthält er lediglich 
Festsetzungen nach § 9 Abs. 2a, kann die Gemeinde das verein-
fachte Verfahren anwenden, wenn 
1.die Zulässigkeit von Vorhaben, die einer Pflicht zur Durchführung 

     einer Umweltverträglichkeitsprüfung nach Anlage 1 zum Gesetz über 
die Umweltverträglichkeitsprüfung oder nach Landesrecht unterliegen, 
nicht vorbereitet oder begründet wird und  

       2.keine Anhaltspunkte für eine Beeinträchtigung der in § 1 Abs. 6 Nr. 7 
Buchstabe b genannten Schutzgüter bestehen. 

 
(2) Im vereinfachten Verfahren kann 
     1.von der frühzeitigen Unterrichtung und Erörterung nach § 3 Abs. 1 und 

§ 4 Abs. 1 abgesehen werden, 
2.der betroffenen Öffentlichkeit Gelegenheit zur Stellungnahme inner-
halb angemessener Frist gegeben oder wahlweise die Auslegung nach 
§ 3 Abs. 2 durchgeführt werden, 

      3.den berührten Behörden und sonstigen Trägern öffentlicher Belange 
Gelegenheit zur Stellungnahme innerhalb angemessener Frist gegeben 
oder wahlweise die Beteiligung nach § 4 Abs. 2 durchgeführt werden. 

      Wird nach Satz 1 Nr. 2 die betroffene Öffentlichkeit beteiligt, gilt die 
Hinweispflicht des § 3 Abs. 2 Satz 2 Halbsatz 2 entsprechend. 

(3) Im vereinfachten Verfahren wird von der Umweltprüfung nach § 2 Abs. 4, 
von dem Umweltbericht nach § 2a, von der Angabe nach § 3 Abs. 2 Satz 
2, welche Arten umweltbezogener Informationen verfügbar sind, sowie 
von der zusammenfassenden Erklärung nach § 6 Abs. 5 Satz 3 und § 
10 Abs. 4 abgesehen; § 4c ist nicht anzuwenden. Bei der Beteiligung 
nach Absatz 2 Nr. 2 ist darauf hinzuweisen, dass von einer Umweltprü-
fung abgesehen wird. 

 

§ 13a Bebauungspläne der Innenentwicklung 
 (1) Ein Bebauungsplan für die Wiedernutzbarmachung von Flächen, die 

Nachverdichtung oder andere Maßnahmen der Innenentwicklung 
(Bebauungsplan der Innenentwicklung) kann im beschleunigten Ver-
fahren aufgestellt werden. Der Bebauungsplan darf im beschleunig-
ten Verfahren nur aufgestellt werden, wenn in ihm eine zulässige 
Grundfläche im Sinne des § 19 Abs. 2 der Baunutzungsverordnung 
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oder eine Größe der Grundfläche festgesetzt wird von insgesamt 
1. weniger als 20.000 Quadratmetern, wobei die Grundflächen mehre-
rer Bebauungspläne, die in einem engen sachlichen, räumlichen und 
zeitlichen Zusammenhang aufgestellt werden, mitzurechnen sind, 
oder  

        2. 20.000 Quadratmetern bis weniger als 70.000 Quadratmetern, 
wenn auf Grund einer überschlägigen Prüfung unter Berücksichti-
gung der in Anlage 2 dieses Gesetzes genannten Kriterien die Ein-
schätzung erlangt wird, dass der Bebauungsplan voraussichtlich 
keine erheblichen Umweltauswirkungen hat, die nach § 2 Abs. 4 
Satz 4 in der Abwägung zu berücksichtigen wären (Vorprüfung des 
Einzelfalls); die Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belan-
ge, deren Aufgabenbereiche durch die Planung berührt werden 
können, sind an der Vorprüfung des Einzelfalls zu beteiligen.  

        Wird in einem Bebauungsplan weder eine zulässige Grundflä-
che noch eine Größe der Grundfläche festgesetzt, ist bei An-
wendung des Satzes 2 die Fläche maßgeblich, die bei Durch-
führung des Bebauungsplans voraussichtlich versiegelt wird.  

 
       Das beschleunigte Verfahren ist ausgeschlossen, wenn durch 

den Bebauungsplan die Zulässigkeit von Vorhaben begründet 
wird, die einer Pflicht zur Durchführung einer Umweltverträg-
lichkeitsprüfung nach dem Gesetz über die Umweltverträg-
lichkeitsprüfung oder nach Landesrecht unterliegen. Das be-
schleunigte Verfahren ist auch ausgeschlossen, wenn An-
haltspunkte für eine Beeinträchtigung der in § 1 Abs. 6 Nr. 7 
Buchstabe b genannten Schutzgüter bestehen.  

(2)  Im beschleunigten Verfahren 1.gelten die Vorschriften des 
vereinfachten Verfahrens nach § 13 Abs. 2 und 3 Satz 1 
entsprechend;  

         2.kann ein Bebauungsplan, der von Darstellungen des Flä-
chennutzungsplans abweicht, auch aufgestellt werden, bevor 
der Flächennutzungsplan geändert oder ergänzt ist; die geord-
nete städtebauliche Entwicklung des Gemeindegebiets darf 
nicht 
beeinträchtigt werden; der Flächennutzungsplan ist im Wege 
der Berichtigung anzupassen;  

         3.soll einem Bedarf an Investitionen zur Erhaltung, Sicherung und 
Schaffung von Arbeitsplätzen, zur Versorgung der Bevölkerung mit 
Wohnraum oder zur Verwirklichung von Infrastrukturvorhaben in 
der Abwägung in angemessener Weise Rechnung getragen wer-
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den;  
        4.gelten in den Fällen des Absatzes 1 Satz 2 Nr. 1 Eingriffe, die auf 

Grund der Aufstellung des Bebauungsplans zu erwarten sind, als im 
Sinne des § 1a Abs. 3 Satz 5 vor der planerischen Entscheidung er-
folgt oder zulässig.  

(3)    Bei Aufstellung eines Bebauungsplans im beschleunigten Ver-
fahren ist ortsüblich bekannt zu machen,  

         1.dass der Bebauungsplan im beschleunigten Verfahren ohne 
Durchführung einer Umweltprüfung nach § 2 Abs. 4 aufgestellt 
werden soll, in den Fällen des Absatzes 1 Satz 2 Nr. 2 ein-
schließlich der hierfür wesentlichen Gründe, und  

        2.wo sich die Öffentlichkeit über die allgemeinen Ziele und Zwecke 
sowie die wesentlichen Auswirkungen der Planung unterrichten 
kann und dass sich die Öffentlichkeit innerhalb einer bestimmten 
Frist zur Planung äußern kann, sofern keine frühzeitige Unterrich-
tung und Erörterung im Sinne des § 3 Abs. 1 stattfindet.  

         

     Die Bekanntmachung nach Satz 1 kann mit der ortsüblichen Be-
kanntmachung nach § 2 Abs. 1 Satz 2 verbunden werden. In den 
Fällen des Absatzes 1 Satz 2 Nr. 2 erfolgt die Bekanntmachung 
nach Satz 1 nach Abschluss der Vorprüfung des Einzelfalls.  

(4)   Die Absätze 1 bis 3 gelten entsprechend für die Änderung und Ergän-
zung eines Bebauungsplans. 

§ 33 Zulässigkeit von Vorhaben während der Planaufstellung 

(3) Wird ein Verfahren nach § 13 durchgeführt, kann ein Vorhaben vor Durch-
führung der Öffentlichkeits- und Behördenbeteiligung zugelassen werden, 
wenn die in Absatz 1 Nr. 2 bis 4 bezeichneten Voraussetzungen erfüllt sind. 
Der betroffenen Öffentlichkeit und den berührten Behörden und sonstigen 
Trägern öffentlicher Belange ist vor Erteilung der Genehmigung Gelegenheit 
zur Stellungnahme innerhalb angemessener Frist zu geben, soweit sie dazu 
nicht bereits zuvor Gelegenheit hatten. 

(3) Wird ein Verfahren nach § 13 oder § 13a durchgeführt, kann ein Vorhaben 
vor Durchführung der Öffentlichkeits- und Behördenbeteiligung zugelas-
sen werden, wenn die in Absatz 1 Nr. 2 bis 4 bezeichneten Vorausset-
zungen erfüllt sind. Der betroffenen Öffentlichkeit und den berührten Be-
hörden und sonstigen Trägern öffentlicher Belange ist vor Erteilung der 
Genehmigung Gelegenheit zur Stellungnahme innerhalb angemessener 
Frist zu geben, soweit sie dazu nicht bereits zuvor Gelegenheit hatten. 
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§ 34 Zulässigkeit von Vorhaben innerhalb der im Zusammenhang bebauten Ortsteile 

(3) Von Vorhaben nach Absatz 1 oder 2 dürfen keine schädlichen Auswirkungen 
auf zentrale Versorgungsbereiche in der Gemeinde oder in anderen Ge-
meinden zu erwarten sein.  

(3a) Vom Erfordernis des Einfügens in die Eigenart der näheren Umgebung 
nach Absatz 1 Satz 1 kann im Einzelfall abgewichen werden, wenn die 
Abweichung  
1.der Erweiterung, Änderung, Nutzungsänderung oder Erneuerung eines 
zulässigerweise errichteten Gewerbe- oder Handwerksbetriebs dient, 
2.städtebaulich vertretbar ist und 
3.auch unter Würdigung nachbarlicher Interessen mit den öffentlichen 
Belangen vereinbar ist. 
Satz 1 findet keine Anwendung auf Einzelhandelsbetriebe, die die verbrau-
chernahe Versorgung der Bevölkerung beeinträchtigen oder schädliche 
Auswirkungen auf zentrale Versorgungsbereiche in der Gemeinde oder in 
anderen Gemeinden haben können.  

(3) Von Vorhaben nach Absatz 1 oder 2 dürfen keine schädlichen Auswirkun-
gen auf zentrale Versorgungsbereiche in der Gemeinde oder in anderen 
Gemeinden zu erwarten sein.  

(3a) Vom Erfordernis des Einfügens in die Eigenart der näheren Umgebung 
nach Absatz 1 Satz 1 kann im Einzelfall abgewichen werden, wenn die 
Abweichung  
1.der Erweiterung, Änderung, Nutzungsänderung oder Erneuerung ei-
nes zulässigerweise errichteten Gewerbe- oder Handwerksbetriebs 
oder der Erweiterung, Änderung oder Erneuerung einer zulässi-
gerweise errichteten baulichen Anlage zu Wohnzwecken dient, 
2.städtebaulich vertretbar ist und 
3.auch unter Würdigung nachbarlicher Interessen mit den öffentlichen 
Belangen vereinbar ist. 
Satz 1 findet keine Anwendung auf Einzelhandelsbetriebe, die die 
verbrauchernahe Versorgung der Bevölkerung beeinträchtigen oder 
schädliche Auswirkungen auf zentrale Versorgungsbereiche in der Ge-
meinde oder in anderen Gemeinden haben können. 

(6) Bei der Aufstellung der Satzungen nach Absatz 4 Satz 1 Nr. 2 und 3 sind die 
Vorschriften über die Öffentlichkeits- und Behördenbeteiligung nach § 13 
Abs. 2 Nr. 2 und 3 entsprechend anzuwenden. Auf die Satzungen nach Ab-
satz 4 Satz 1 Nr. 1 bis 3 ist § 10 Abs. 3 entsprechend anzuwenden. 

(6) Bei der Aufstellung der Satzungen nach Absatz 4 Satz 1 Nr. 2 und 3 sind 
die Vorschriften über die Öffentlichkeits- und Behördenbeteiligung nach § 
13 Abs. 2 Satz 1 Nr. 2 und 3 sowie Satz 2 entsprechend anzuwenden. 
Auf die Satzungen nach Absatz 4 Satz 1 Nr. 1 bis 3 ist § 10 Abs. 3 ent-
sprechend anzuwenden. 

§ 35 Bauen im Außenbereich 

(6) Die Gemeinde kann für bebaute Bereiche im Außenbereich, die nicht über-
wiegend landwirtschaftlich geprägt sind und in denen eine Wohnbebauung 
von einigem Gewicht vorhanden ist, durch Satzung bestimmen, dass Wohn-
zwecken dienenden Vorhaben im Sinne des Absatzes 2 nicht entgegen-
gehalten werden kann, dass sie einer Darstellung im Flächennutzungsplan 
über Flächen für die Landwirtschaft oder Wald widersprechen oder die Ent-
stehung oder Verfestigung einer Splittersiedlung befürchten lassen. Die 
Satzung kann auch auf Vorhaben erstreckt werden, die kleineren Hand-
werks- und Gewerbebetrieben dienen. In der Satzung können nähere Be-
stimmungen über die Zulässigkeit getroffen werden. Voraussetzung für die 
Aufstellung der Satzung ist, dass  
1.sie mit einer geordneten städtebaulichen Entwicklung vereinbar ist, 
2.die Zulässigkeit von Vorhaben, die einer Pflicht zur Durchführung einer 
Umweltverträglichkeitsprüfung nach Anlage 1 zum Gesetz über die Umwelt-
verträglichkeitsprüfung oder nach Landesrecht unterliegen, nicht begründet 

(6) Die Gemeinde kann für bebaute Bereiche im Außenbereich, die nicht ü-
berwiegend landwirtschaftlich geprägt sind und in denen eine Wohnbe-
bauung von einigem Gewicht vorhanden ist, durch Satzung bestimmen, 
dass Wohnzwecken dienenden Vorhaben im Sinne des Absatzes 2 nicht 
entgegengehalten werden kann, dass sie einer Darstellung im Flächen-
nutzungsplan über Flächen für die Landwirtschaft oder Wald widerspre-
chen oder die Entstehung oder Verfestigung einer Splittersiedlung be-
fürchten lassen. Die Satzung kann auch auf Vorhaben erstreckt werden, 
die kleineren Handwerks- und Gewerbebetrieben dienen. In der Satzung 
können nähere Bestimmungen über die Zulässigkeit getroffen werden. 
Voraussetzung für die Aufstellung der Satzung ist, dass  
1.sie mit einer geordneten städtebaulichen Entwicklung vereinbar ist, 
2.die Zulässigkeit von Vorhaben, die einer Pflicht zur Durchführung einer 
Umweltverträglichkeitsprüfung nach Anlage 1 zum Gesetz über die Um-
weltverträglichkeitsprüfung oder nach Landesrecht unterliegen, nicht be-

Anlage 2 zur Drucksache: 0055/2007/IV



 13 

wird und  
3.keine Anhaltspunkte für eine Beeinträchtigung der in § 1 Abs. 6 Nr. 7 
Buchstabe b genannten Schutzgüter bestehen. 
Bei Aufstellung der Satzung sind die Vorschriften über die Öffentlichkeits- 
und Behördenbeteiligung nach § 13 Abs. 2 Nr. 2 und 3 entsprechend anzu-
wenden. § 10 Abs. 3 ist entsprechend anzuwenden. Von der Satzung bleibt 
die Anwendung des Absatzes 4 unberührt. 

 

gründet wird und  
3.keine Anhaltspunkte für eine Beeinträchtigung der in § 1 Abs. 6 Nr. 7 
Buchstabe b genannten Schutzgüter bestehen. 
Bei Aufstellung der Satzung sind die Vorschriften über die Öffentlichkeits- 
und Behördenbeteiligung nach § 13 Abs. 2 Satz 1 Nr. 2 und 3 sowie 
Satz 2 entsprechend anzuwenden. § 10 Abs. 3 ist entsprechend anzu-
wenden. Von der Satzung bleibt die Anwendung des Absatzes 4 unbe-
rührt. 

§ 87 Voraussetzungen für die Zulässigkeit der Enteignung 

(4) Die Zulässigkeit der Enteignung wird durch die Vorschriften des Dritten Teils 
des Zweiten Kapitels nicht berührt. 

(4) Die Zulässigkeit der Enteignung wird durch die Vorschriften des Sechsten 
Teils des Zweiten Kapitels nicht berührt. 

§ 142 Sanierungssatzung 

(3) Die Gemeinde beschließt die förmliche Festlegung des Sanierungsgebiets 
als Satzung (Sanierungssatzung). In der Sanierungssatzung ist das Sanie-
rungsgebiet zu bezeichnen. 

(3) Die Gemeinde beschließt die förmliche Festlegung des Sanierungsgebiets 
als Satzung (Sanierungssatzung). In der Sanierungssatzung ist das Sa-
nierungsgebiet zu bezeichnen. Bei dem Beschluss über die Sanie-
rungssatzung ist zugleich durch Beschluss die Frist festzulegen, in 
der die Sanierung durchgeführt werden soll; die Frist soll 15 Jahre 
nicht überschreiten. Kann die Sanierung nicht innerhalb der Frist 
durchgeführt werden, kann die Frist durch Beschluss verlängert 
werden. 

§ 145 Genehmigung  

(1) Die Genehmigung wird durch die Gemeinde erteilt. Ist eine baurechtliche 
Genehmigung oder an ihrer Stelle eine baurechtliche Zustimmung erforder-
lich, wird die Genehmigung durch die Baugenehmigungsbehörde im Einver-
nehmen mit der Gemeinde erteilt. § 22 Abs. 5 Satz 2 bis 6 ist entsprechend 
anzuwenden. 

(1) Die Genehmigung wird durch die Gemeinde erteilt; § 22 Abs. 5 Satz 2 bis 
5 ist entsprechend anzuwenden. Ist eine baurechtliche Genehmigung 
oder an ihrer Stelle eine baurechtliche Zustimmung erforderlich, wird die 
Genehmigung durch die Baugenehmigungsbehörde im Einvernehmen mit 
der Gemeinde erteilt. Im Falle des Satzes 2 ist über die Genehmigung 
innerhalb von zwei Monaten nach Eingang des Antrags bei der Bau-
genehmigungsbehörde zu entscheiden; § 22 Abs. 5 Satz 3 bis 6 ist mit 
der Maßgabe entsprechend anzuwenden, dass die Genehmigungsfrist 
höchstens um zwei Monate verlängert werden darf. 

§ 154 Ausgleichsbetrag des Eigentümers 

(1) Der Eigentümer eines im förmlich festgelegten Sanierungsgebiet gelegenen 
Grundstücks hat zur Finanzierung der Sanierung an die Gemeinde einen 
Ausgleichsbetrag in Geld zu entrichten, der durch die Sanierung bedingten 
Erhöhung des Bodenwerts seines Grundstücks entspricht; Miteigentümer 
sind im Verhältnis ihrer Anteile an dem gemeinschaftlichen Eigentum heran-
zuziehen. Werden im förmlich festgelegten Sanierungsgebiet Erschlie-

(1) Der Eigentümer eines im förmlich festgelegten Sanierungsgebiet gelege-
nen Grundstücks hat zur Finanzierung der Sanierung an die Gemeinde 
einen Ausgleichsbetrag in Geld zu entrichten, der durch die Sanierung 
bedingten Erhöhung des Bodenwerts seines Grundstücks entspricht. Mit-
eigentümer haften als Gesamtschuldner; bei Wohnungs- und Teilei-
gentum sind die einzelnen Wohnungs- und Teileigentümer nur ent-
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ßungsanlagen im Sinne des § 127 Abs. 2 hergestellt, erweitert oder verbes-
sert, sind Vorschriften über die Erhebung von Beiträgen für diese Maßnah-
men auf Grundstücke im förmlich festgelegten Sanierungsgebiet nicht an-
zuwenden. Satz 3 gilt entsprechend für die Anwendung der Vorschrift über 
die Erhebung von Kostenerstattungsbeträgen im Sinne des § 135a Abs. 3. 

sprechend ihrem Miteigentumsanteil heranzuziehen. Werden im förm-
lich festgelegten Sanierungsgebiet Erschließungsanlagen im Sinne des § 
127 Abs. 2 hergestellt, erweitert oder verbessert, sind Vorschriften über 
die Erhebung von Beiträgen für diese Maßnahmen auf Grundstücke im 
förmlich festgelegten Sanierungsgebiet nicht anzuwenden. Satz 3 gilt ent-
sprechend für die Anwendung der Vorschrift über die Erhebung von Kos-
tenerstattungsbeträgen im Sinne des § 135a Abs. 3. 

(2) Die durch die Sanierung bedingte Erhöhung des Bodenwerts des Grund-
stücks besteht aus dem Unterschied zwischen dem Bodenwert, der sich für 
das Grundstück ergeben würde, wenn eine Sanierung weder beabsichtigt 
noch durchgeführt worden wäre (Anfangswert), und dem Bodenwert, der 
sich für das Grundstück durch die rechtliche und tatsächliche Neuordnung 
des förmlich festgelegten Sanierungsgebiets ergibt (Endwert). 

 

(2) Die durch die Sanierung bedingte Erhöhung des Bodenwerts des Grund-
stücks besteht aus dem Unterschied zwischen dem Bodenwert, der sich 
für das Grundstück ergeben würde, wenn eine Sanierung weder beab-
sichtigt noch durchgeführt worden wäre (Anfangswert), und dem Boden-
wert, der sich für das Grundstück durch die rechtliche und tatsächliche 
Neuordnung des förmlich festgelegten Sanierungsgebiets ergibt (Endwert) 

(2a) Die Gemeinde kann durch Satzung bestimmen, dass der Aus-
gleichsbetrag abweichend von Absatz 1 Satz 1 ausgehend von dem 
Aufwand (ohne die Kosten seiner Finanzierung) für die Erweiterung 
oder Verbesserung von Erschließungsanlagen im Sinne des § 127 
Abs. 2 Nr. 1 bis 3 (Verkehrsanlagen) in dem Sanierungsgebiet zu be-
rechnen ist; Voraussetzung für den Erlass der Satzung sind An-
haltspunkte dafür, dass die sanierungsbedingte Erhöhung der Bo-
denwerte der Grundstücke in dem Sanierungsgebiet nicht wesentlich 
über der Hälfte dieses Aufwands liegt. In der Satzung ist zu bestim-
men, bis zu welcher Höhe der Aufwand der Berechnung zu Grunde 
zu legen ist; sie darf 50 vom Hundert nicht übersteigen. Im Gel-
tungsbereich der Satzung berechnet sich der Ausgleichsbetrag für 
das jeweilige Grundstück nach dem Verhältnis seiner Fläche zur Ge-
samtfläche; als Gesamtfläche ist die Fläche des Sanierungsgebiets 
ohne die Flächen für die Verkehrsanlagen zu Grunde zu legen. § 128 
Abs. 1 und 3 ist entsprechend anzuwenden. 

§ 162 Aufhebung der Sanierungssatzung 

(1) Die Sanierungssatzung ist aufzuheben, wenn 
1.die Sanierung durchgeführt ist oder 
2.die Sanierung sich als undurchführbar erweist oder 
3.die Sanierungsabsicht aus anderen Gründen aufgegeben wird. 

     Sind diese Voraussetzungen nur für einen Teil des förmlich festgelegten Sa-
nierungsgebiets gegeben, ist die Satzung für diesen Teil aufzuheben. 

(1) Die Sanierungssatzung ist aufzuheben, wenn 
1.die Sanierung durchgeführt ist oder 
2.die Sanierung sich als undurchführbar erweist oder 
3.die Sanierungsabsicht aus anderen Gründen aufgegeben wird oder 
4.die nach § 142 Abs. 3 Satz 3 oder 4 für die Durchführung der 
Sanierung festgelegte Frist abgelaufen ist. 

      Sind diese Voraussetzungen nur für einen Teil des förmlich festgelegten 
Sanierungsgebiets gegeben, ist die Satzung für diesen Teil aufzuheben. 
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§ 164 Anspruch auf Rückübertragung 

(1) Wird die Sanierungssatzung aus den in § 162 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 oder 3 be-
zeichneten Gründen aufgehoben, hat der frühere Eigentümer eines Grund-
stücks einen Anspruch gegenüber dem jeweiligen Eigentümer auf Rück-
übertragung dieses Grundstücks, wenn es die Gemeinde oder der Sanie-
rungsträger von ihm nach der förmlichen Festlegung des Sanierungsgebiets 
zur Durchführung der Sanierung freihändig oder nach den Vorschriften die-
ses Gesetzbuchs ohne Hergabe von entsprechendem Austauschland, Er-
satzland oder Begründung von Rechten der in § 101 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 be-
zeichneten Art erworben hatte.  

(1) Wird die Sanierungssatzung aus den in § 162 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 oder 3 
bezeichneten Gründen aufgehoben oder ist im Falle der Aufhebung 
nach § 162 Abs. 1 Satz 1 Nr. 4 die Sanierung nicht durchgeführt wor-
den, hat der frühere Eigentümer eines Grundstücks einen Anspruch ge-
genüber dem jeweiligen Eigentümer auf Rückübertragung dieses Grund-
stücks, wenn es die Gemeinde oder der Sanierungsträger von ihm nach 
der förmlichen Festlegung des Sanierungsgebiets zur Durchführung der 
Sanierung freihändig oder nach den Vorschriften dieses Gesetzbuchs oh-
ne Hergabe von entsprechendem Austauschland, Ersatzland oder Be-
gründung von Rechten der in § 101 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 bezeichneten Art 
erworben hatte. 

§ 169 Besondere Vorschriften für den städtebaulichen Entwicklungsbereich 

(1) Im städtebaulichen Entwicklungsbereich sind entsprechend anzuwenden  
1 die §§ 137, 138 und 139 (Beteiligung und Mitwirkung der Betroffenen; 

Auskunftspflicht; Beteiligung und Mitwirkung öffentlicher Aufgabenträger),  
2 § 142 Abs. 2 (Ersatz- und Ergänzungsgebiete),  
3 die §§ 144 und 145 (Genehmigungspflichtige Vorhaben und Rechtsvor-

gänge; Genehmigung),  
4 die §§ 146 bis 148 (Durchführung; Ordnungsmaßnahmen; Baumaßnah-

men),  
5 die §§ 150 und 151 (Ersatz für Änderungen von Einrichtungen, die der öf-

fentlichen 
Versorgung dienen; Abgaben- und Auslagenbefreiung),  

6 § 153 Abs. 1 bis 3 (Bemessung von Ausgleichs- und Entschädigungsleis-
tungen; Kaufpreise),  

7 die §§ 154 bis 156 (Ausgleichsbetrag des Eigentümers; Anrechnung auf 
den Ausgleichsbetrag, Absehen; Überleitungsvorschriften zur förmlichen 
Festlegung),  

8 §§ 162 bis 164 (Abschluss der Maßnahme),  
9 die §§ 164a und 164b (Einsatz von Städtebauförderungsmitteln; Verwal-

tungsvereinbarung),  
10 § 191 (Vorschriften über den Verkehr mit land- und forstwirtschaftlichen 

Grundstücken) 
 
 
. 

(1) Im städtebaulichen Entwicklungsbereich sind entsprechend anzuwenden  
1 die §§ 137, 138 und 139 (Beteiligung und Mitwirkung der Betroffenen; 

Auskunftspflicht; Beteiligung und Mitwirkung öffentlicher Aufgabenträger),  
2 § 142 Abs. 2 (Ersatz- und Ergänzungsgebiete),  
3 die §§ 144 und 145 (Genehmigungspflichtige Vorhaben und Rechtsvor-

gänge; Genehmigung),  
4 die §§ 146 bis 148 (Durchführung; Ordnungsmaßnahmen; Baumaßnah-

men),  
5 die §§ 150 und 151 (Ersatz für Änderungen von Einrichtungen, die der öf-

fentlichen 
Versorgung dienen; Abgaben- und Auslagenbefreiung),  

6 § 153 Abs. 1 bis 3 (Bemessung von Ausgleichs- und Entschädigungsleis-
tungen; Kaufpreise),  

7 die §§ 154 bis 156, ohne § 154 Abs. 2a (Ausgleichsbetrag des Eigentü-
mers; Anrechnung auf den Ausgleichsbetrag, Absehen; Überleitungsvor-
schriften zur förmlichen Festlegung),  

8 §§ 162 bis 164 (Abschluss der Maßnahme),  
9 die §§ 164a und 164b (Einsatz von Städtebauförderungsmitteln; Verwal-

tungsvereinbarung),  
10 § 191 (Vorschriften über den Verkehr mit land- und forstwirtschaftlichen 

Grundstücken). 
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§ 171 Kosten und Finanzierung der Entwicklungsmaßnahme 
§ 171f Private Initiativen zur Stadtentwicklung, Landesrecht 

       Nach Maßgabe des Landesrechts können unbeschadet sonstiger 
Maßnahmen nach diesem Gesetzbuch Gebiete festgelegt werden, in 
denen in privater Verantwortung standortbezogene Maßnahmen 
durchgeführt werden, die auf der Grundlage eines mit den städtebau-
lichen Zielen der Gemeinde abgestimmten Konzepts der Stärkung 
oder Entwicklung von Bereichen der Innenstädte, Stadtteilzentren, 
Wohnquartiere und Gewerbezentren sowie von sonstigen für die 
städtebauliche Entwicklung bedeutsamen Bereichen dienen. Zur Fi-
nanzierung der Maßnahmen und gerechten Verteilung des damit ver-
bundenen Aufwands können durch Landesrecht Regelungen getrof-
fen werden. 

§ 214 Beachtlichkeit der Verletzung von Vorschriften über die Aufstellung des Flächennutzungsplans und der Satzungen; ergänzendes Verfahren 

(1) Eine Verletzung von Verfahrens- und Formvorschriften dieses Gesetzbuchs 
ist für die Rechtswirksamkeit des Flächennutzungsplans und der Satzungen 
nach diesem Gesetzbuch nur beachtlich, wenn  

      1.entgegen § 2 Abs. 3 die von der Planung berührten Belange, die der Ge-
meinde bekannt waren oder hätten bekannt sein müssen, in wesentlichen 
Punkten nicht zutreffend ermittelt oder bewertet worden sind und wenn der 
Mangel offensichtlich und auf das Ergebnis des Verfahrens von Einfluss 
gewesen ist; 

      2.die Vorschriften über die Öffentlichkeits- und Behördenbeteiligung nach § 
3 Abs. 2, § 4 Abs. 2, §§ 4a und 13 Abs. 2 Nr. 2 und 3, § 22 Abs. 9 Satz 2, § 
34 Abs. 6 Satz 1 sowie § 35 Abs. 6 Satz 5 verletzt worden sind; dabei ist 
unbeachtlich, wenn bei Anwendung der Vorschriften einzelne Personen, 
Behörden oder sonstige Träger öffentlicher Belange nicht beteiligt worden 
sind, die entsprechenden Belange jedoch unerheblich waren oder in der 
Entscheidung berücksichtigt worden sind, oder einzelne Angaben dazu, 
welche Arten umweltbezogener Informationen verfügbar sind, gefehlt ha-
ben, oder bei Anwendung des § 13 Abs. 3 Satz 2 die Angabe darüber, dass 
von einer Umweltprüfung abgesehen wird, unterlassen wurde, oder bei An-
wendung des § 4a Abs. 3 Satz 4 oder des § 13 die Voraussetzungen für die 
Durchführung der Beteiligung nach diesen Vorschriften verkannt worden 
sind;  

      3.die Vorschriften über die Begründung des Flächennutzungsplans und der 
Satzungen sowie ihrer Entwürfe nach §§ 2a, 3 Abs. 2, § 5 Abs. 1 Satz 2 
Halbsatz 2 und Abs. 5, § 9 Abs. 8 und § 22 Abs. 10 verletzt worden sind; 
dabei ist unbeachtlich, wenn die Begründung des Flächennutzungsplans 
oder der Satzung oder ihr Entwurf unvollständig ist; abweichend von Halb-

(1) Eine Verletzung von Verfahrens- und Formvorschriften dieses Gesetz-
buchs ist für die Rechtswirksamkeit des Flächennutzungsplans und der 
Satzungen nach diesem Gesetzbuch nur beachtlich, wenn  

     1.entgegen § 2 Abs. 3 die von der Planung berührten Belange, die der 
Gemeinde bekannt waren oder hätten bekannt sein müssen, in wesentli-
chen Punkten nicht zutreffend ermittelt oder bewertet worden sind und 
wenn der Mangel offensichtlich und auf das Ergebnis des Verfahrens von 
Einfluss gewesen ist; 

      2.die Vorschriften über die Öffentlichkeits- und Behördenbeteiligung nach 
§ 3 Abs. 2, § 4 Abs. 2, § 4a Abs. 3 und 5 Satz 2, § 13 Abs. 2 Satz 1 Nr. 2 
und 3 (auch in Verbindung mit § 13a Abs. 2 Nr. 1), § 22 Abs. 9 Satz 2, 
§ 34 Abs. 6 Satz 1 sowie § 35 Abs. 6 Satz 5 verletzt worden sind; dabei ist 
unbeachtlich, wenn bei Anwendung der Vorschriften einzelne Personen, 
Behörden oder sonstige Träger öffentlicher Belange nicht beteiligt worden 
sind, die entsprechenden Belange jedoch unerheblich waren oder in der 
Entscheidung berücksichtigt worden sind, oder einzelne Angaben dazu, 
welche Arten umweltbezogener Informationen verfügbar sind, gefehlt ha-
ben, oder der Hinweis nach § 3 Abs. 2 Satz 2 Halbsatz 2 (auch in Ver-
bindung mit § 13 Abs. 2 Satz 2 und § 13a Abs. 2 Nr. 1) gefehlt hat, 
oder bei Anwendung des § 13 Abs. 3 Satz 2 die Angabe darüber, dass 
von einer Umweltprüfung abgesehen wird, unterlassen wurde, oder bei 
Anwendung des § 4a Abs. 3 Satz 4 oder des § 13 (auch in Verbindung mit 
§ 13a Abs. 2 Nr. 1) die Voraussetzungen für die Durchführung der Beteili-
gung nach diesen Vorschriften verkannt worden sind;  

      
     .die Vorschriften über die Begründung des Flächennutzungsplans und der 

Anlage 2 zur Drucksache: 0055/2007/IV



 17 

satz 2 ist eine Verletzung von Vorschriften in Bezug auf den Umweltbericht 
unbeachtlich, wenn die Begründung hierzu nur in unwesentlichen Punkten 
unvollständig ist;  

      4.ein Beschluss der Gemeinde über den Flächennutzungsplan oder 
die Satzung nicht gefasst, eine Genehmigung nicht erteilt oder der 
mit der Bekanntmachung des Flächennutzungsplans oder der Sat-
zung verfolgte Hinweiszweck nicht erreicht worden ist.  

       Soweit in den Fällen des Satzes 1 Nr. 3 die Begründung in wesentlichen 
Punkten unvollständig ist, hat die Gemeinde auf Verlangen Auskunft zu er-
teilen, wenn ein berechtigtes Interesse dargelegt wird. 

Satzungen sowie ihrer Entwürfe nach §§ 2a, 3 Abs. 2, § 5 Abs. 1 Satz 2 
Halbsatz 2 und Abs. 5, § 9 Abs. 8 und § 22 Abs. 10 verletzt worden sind; 
dabei ist unbeachtlich, wenn die Begründung des Flächennutzungsplans 
oder der Satzung oder ihr Entwurf unvollständig ist; abweichend von 
Halbsatz 2 ist eine Verletzung von Vorschriften in Bezug auf den Um-
weltbericht unbeachtlich, wenn die Begründung hierzu nur in unwesentli-
chen Punkten unvollständig ist;  

      4.ein Beschluss der Gemeinde über den Flächennutzungsplan 
oder die Satzung nicht gefasst, eine Genehmigung nicht erteilt 
oder der mit der Bekanntmachung des Flächennutzungsplans 
oder der Satzung verfolgte Hinweiszweck nicht erreicht worden 
ist.  

       Soweit in den Fällen des Satzes 1 Nr. 3 die Begründung in wesentlichen 
Punkten unvollständig ist, hat die Gemeinde auf Verlangen Auskunft zu 
erteilen, wenn ein berechtigtes Interesse dargelegt wird. 

(2) Für die Rechtswirksamkeit der Bauleitpläne ist auch unbeachtlich, wenn  
     1.die Anforderungen an die Aufstellung eines selbständigen Bebauungs-

plans (§ 8 Abs. 2 Satz 2) oder an die in § 8 Abs. 4 bezeichneten dringenden 
Gründe für die Aufstellung eines vorzeitigen Bebauungsplans nicht richtig 
beurteilt worden sind;  

     2.§ 8 Abs. 2 Satz 1 hinsichtlich des Entwickelns des Bebauungsplans 
aus dem Flächennutzungsplan verletzt worden ist, ohne dass hierbei die 
sich aus dem Flächennutzungsplan ergebende geordnete städtebauli-
che Entwicklung beeinträchtigt worden ist;  

     3.der Bebauungsplan aus einem Flächennutzungsplan entwickelt 
worden ist, dessen Unwirksamkeit sich wegen Verletzung von Ver-
fahrens- oder Formvorschriften einschließlich des § 6 nach Be-
kanntmachung des Bebauungsplans herausstellt;  

     4.im Parallelverfahren gegen § 8 Abs. 3 verstoßen worden ist, ohne dass 
die geordnete städtebauliche Entwicklung beeinträchtigt worden ist.  

 

(2) Für die Rechtswirksamkeit der Bauleitpläne ist auch unbeachtlich, wenn  
    1.die Anforderungen an die Aufstellung eines selbständigen Bebauungs-

plans (§ 8 Abs. 2 Satz 2) oder an die in § 8 Abs. 4 bezeichneten dringen-
den Gründe für die Aufstellung eines vorzeitigen Bebauungsplans nicht 
richtig beurteilt worden sind;  

      2.§ 8 Abs. 2 Satz 1 hinsichtlich des Entwickelns des Bebauungsplans 
aus dem Flächennutzungsplan verletzt worden ist, ohne dass hierbei 
die sich aus dem Flächennutzungsplan ergebende geordnete städte-
bauliche Entwicklung beeinträchtigt worden ist;  

      3.der Bebauungsplan aus einem Flächennutzungsplan entwi-
ckelt worden ist, dessen Unwirksamkeit sich wegen Verletzung 
von Verfahrens- oder Formvorschriften einschließlich des § 6 
nach Bekanntmachung des Bebauungsplans herausstellt;  

     4.im Parallelverfahren gegen § 8 Abs. 3 verstoßen worden ist, ohne dass 
die geordnete städtebauliche Entwicklung beeinträchtigt worden ist.  

(2a) Für Bebauungspläne, die im beschleunigten Verfahren nach § 13a 
aufgestellt worden sind, gilt ergänzend zu den Absätzen 1 und 2 Fol-
gendes: 

     1.Eine Verletzung von Verfahrens-und Formvorschriften und der Vor-
schriften über das Verhältnis des Bebauungsplans zum Flächennut-
zungsplan ist für die Rechtswirksamkeit des Bebauungsplans auch 
unbeachtlich, wenn sie darauf beruht, dass die Voraussetzung nach 
§ 13a Abs. 1 Satz 1 unzutreffend beurteilt worden ist.  

    
    2.Das Unterbleiben der Hinweise nach § 13a Abs. 3 ist für die 

Rechtswirksamkeit des Bebauungsplans unbeachtlich.  
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     3.Beruht die Feststellung, dass eine Umweltprüfung unterbleiben 
soll, auf einer Vorprüfung des Einzelfalls nach § 13a Abs. 1 Satz 2 
Nr. 2, gilt die Vorprüfung als ordnungsgemäß durchgeführt, wenn 
sie entsprechend den Vorgaben von § 13a Abs. 1 Satz 2 Nr. 2 
durchgeführt worden ist und ihr Ergebnis nachvollziehbar ist; da-
bei ist unbeachtlich, wenn einzelne Behörden oder sonstige Trä-
ger öffentlicher Belange nicht beteiligt worden sind; andernfalls 
besteht ein für die Rechtswirksamkeit des Bebauungsplans be-
achtlicher Mangel.  

   4.Die Beurteilung, dass der Ausschlussgrund nach § 13a Abs. 1 Satz 4 
nicht vorliegt, gilt als zutreffend, wenn das Ergebnis nachvollziehbar 
ist und durch den Bebauungsplan nicht die Zulässigkeit von Vorha-
ben nach Spalte 1 der Anlage 1 zum Gesetz über die Umweltverträg-
lichkeitsprüfung begründet wird; andernfalls besteht ein für die 
Rechtswirksamkeit des Bebauungsplans beachtlicher Mangel. 

§ 215 Frist für die Geltendmachung der Verletzung von Vorschriften 

(1) Unbeachtlich werden  
     1.eine nach § 214 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 bis 3 beachtliche Verletzung der dort 

bezeichneten Verfahrens- und Formvorschriften, 
    2.eine unter Berücksichtigung des § 214 Abs. 2 beachtliche Verletzung der 

Vorschriften über das Verhältnis des Bebauungsplans und des Flächen-
nutzungsplans und 

     3.nach § 214 Abs. 3 Satz 2 beachtliche Mängel des Abwägungsvorgangs, 
wenn sie nicht innerhalb eines Jahres seit Bekanntmachung des Flächen-
nutzungsplans oder der Satzung schriftlich gegenüber der Gemeinde unter 
Darlegung des die Verletzung begründenden Sachverhalts geltend ge-
macht worden sind. 

(1) Unbeachtlich werden  
      1.eine nach § 214 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 bis 3 beachtliche Verletzung der 

dort bezeichneten Verfahrens- und Formvorschriften, 
      2.eine unter Berücksichtigung des § 214 Abs. 2 beachtliche Verletzung der 

Vorschriften über das Verhältnis des Bebauungsplans und des Flächen-
nutzungsplans und 

        3.nach § 214 Abs. 3 Satz 2 beachtliche Mängel des Abwägungsvorgangs, 
wenn sie nicht innerhalb eines Jahres seit Bekanntmachung des Flächen-
nutzungsplans oder der Satzung schriftlich gegenüber der Gemeinde un-
ter Darlegung des die Verletzung begründenden Sachverhalts geltend 
gemacht worden sind. Satz 1 gilt entsprechend, wenn Fehler nach § 
214 Abs. 2a beachtlich sind. 

§ 235 Überleitungsvorschriften für städtebauliche Sanierungs- und Entwicklungsmaßnahmen 
 (4) Sanierungssatzungen, die vor dem 1. Januar 2007 bekannt gemacht wor-

den sind, sind spätestens bis zum 31. Dezember 2021 mit den Rechts-
wirkungen des § 162 Abs. 1 Satz 1 Nr. 4 aufzuheben, es sei denn, es ist 
entsprechend § 142 Abs. 3 Satz 3 oder 4 eine andere Frist für die Durch-
führung der Sanierung festgelegt worden. 

 

 
§ 237 (weggefallen) 
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§ 244 Überleitungsvorschriften für das Europarechtsanpassungsgesetz Bau 
 (4) (weggefallen) 
§ 245 Überleitungsvorschriften für den Stadtumbau, die Soziale Stadt und die Förderung städtebaulicher Maßnahmen 
 § 245a (weggefallen) 
§ 245b Überleitungsvorschriften für Vorhaben im Außenbereich 
 (1) (weggefallen) 
§ 246 Sonderregelungen für einzelne Länder 
 (3) § 171f ist auch auf Rechtsvorschriften der Länder anzuwenden, die vor 

dem 1. Januar 
2007 in Kraft getreten sind. 

 (6) (weggefallen) 
§ 247 Sonderregelungen für Berlin als Hauptstadt der Bundesrepublik Deutschland 
 (5) (weggefallen) 
 (6) (weggefallen) 
(8) Ist im Rahmen von Genehmigungs-, Zustimmungs- oder sonstigen Verfahren 

für Vorhaben der Verfassungsorgane des Bundes Ermessen auszuüben 
oder sind Abwägungen oder Beurteilungen vorzunehmen, sind die von den 
Verfassungsorganen des Bundes entsprechend Absatz 3 festgestellten Er-
fordernisse mit dem ihnen nach dem Grundgesetz zukommenden Gewicht 
zu berücksichtigen. Absatz 2 ist entsprechend anzuwenden.  

     Anlage (zu § 2 Abs. 4, § 2a BauGB) 
.... 
 

(8) Ist im Rahmen von Genehmigungs-, Zustimmungs- oder sonstigen Verfahren 
für Vorhaben der Verfassungsorgane des Bundes Ermessen auszuüben oder 
sind Abwägungen oder Beurteilungen vorzunehmen, sind die von den Verfas-
sungsorganen des Bundes entsprechend Absatz 3 festgestellten Erfordernis-
se mit dem ihnen nach dem Grundgesetz zukommenden Gewicht zu berück-
sichtigen. Absatz 2 ist entsprechend anzuwenden.  

         Anlage 1 (zu § 2 Abs. 4, §§ 2a und 4c) 
.... 
Anlage 2 (zu § 13a Abs. 1 Satz 2 Nr. 2) 
Nachstehende Kriterien sind anzuwenden, soweit auf Anlage 2 Bezug ge-
nommen wird. 

1. Merkmale des Bebauungsplans, insbesondere in Bezug auf  
1.1 das Ausmaß, in dem der Bebauungsplan einen Rahmen im Sinne 

des § 14b Abs. 3 des Gesetzes über die Umweltverträglichkeits-
prüfung setzt;  

1.2 das Ausmaß, in dem der Bebauungsplan andere Pläne und Pro-
gramme beeinflusst;  

1.3 die Bedeutung des Bebauungsplans für die Einbeziehung umwelt-
bezogener, einschließlich gesundheitsbezogener Erwägungen, 
insbesondere im Hinblick auf die Förderung der nachhaltigen Ent-
wicklung;  

1.4 die für den Bebauungsplan relevanten umweltbezo-
genen, einschließlich gesundheitsbezogener Prob-
leme; 

1.5    die Bedeutung des Bebauungsplans für die Durch-
führung nationaler und europäischer Umweltvor-
schriften.  
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2       Merkmale der möglichen Auswirkungen und der voraussichtlich be-
troffenen Gebiete, insbesondere in Bezug auf  

2.1 die Wahrscheinlichkeit, Dauer, Häufigkeit und Umkehrbarkeit der 
Auswirkungen;  

2.2 den kumulativen und grenzüberschreitenden Charakter der Auswir-
kungen;  

2.3 die Risiken für die Umwelt, einschließlich der menschlichen 
Gesundheit (zum Beispiel bei Unfällen);  

2.4 den Umfang und die räumliche Ausdehnung der Auswirkungen;  
2.5 die Bedeutung und die Sensibilität des voraussichtlich betroffenen 

Gebiets auf Grund der besonderen natürlichen Merkmale, des kul-
turellen Erbes, der Intensität der Bodennutzung des Gebiets jeweils 
unter Berücksichtigung der Überschreitung von Umweltqualitäts-
normen und Grenzwerten;  

2.6 folgende Gebiete:  
2.6.1 im Bundesanzeiger gemäß § 10 Abs. 6 Nr. 1 des Bundesna-

turschutzgesetzes bekannt gemachte Gebiete von gemein-
schaftlicher Bedeutung oder Europäische Vogelschutzge-
biete,  

2.6.2 Naturschutzgebiete gemäß § 23 des Bundesnaturschutzgesetzes, 
soweit nicht bereits von Nummer 2.6.1 erfasst,  

2.6.3 Nationalparke gemäß § 24 des Bundesnaturschutzgesetzes, soweit 
nicht bereits von Nummer 2.6.1 erfasst,  

2.6.4 Biosphärenreservate und Landschaftsschutzgebiete gemäß 
den §§ 25 und 26 des Bundesnaturschutzgesetzes,  

2.6.5 gesetzlich geschützte Biotope gemäß § 30 des Bundesnaturschutz-
gesetzes,  

2.6.6 Wasserschutzgebiete gemäß § 19 des Wasserhaushaltsge-
setzes oder nach Landeswasserrecht festgesetzte Heilquel-
lenschutzgebiete sowie Überschwemmungsgebiete gemäß § 
31b des Wasserhaushaltsgesetzes,  

2.6.7 Gebiete, in denen die in den Gemeinschaftsvor-
schriften festgelegten Umweltqualitätsnormen be-
reits überschritten sind,  

2.6.8 Gebiete mit hoher Bevölkerungsdichte, insbesondere Zentrale Orte 
und Siedlungsschwerpunkte in verdichteten Räumen im Sinne des 
§ 2 Abs. 2 Nr. 2 und 5 des Raumordnungsgesetzes, 

2.6.9 in amtlichen Listen oder Karten verzeichnete Denkmäler, Denkmal-
ensembles, Bodendenkmäler oder Gebiete, die von der durch die 
Länder bestimmten Denkmalschutzbehörde als archäologisch be-
deutende Landschaften eingestuft worden sind. 
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